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hat der 5. Senat des Bundesverwaltungsgerichts  
auf die mündliche Verhandlung vom 29. November 2018 
durch den Vorsitzenden Richter am Bundesverwaltungsgericht Vormeier,  
die Richterin am Bundesverwaltungsgericht Stengelhofen-Weiß,  
den Richter am Bundesverwaltungsgericht Dr. Störmer,  
die Richterin am Bundesverwaltungsgericht Dr. Harms und  
den Richter am Bundesverwaltungsgericht Holtbrügge 
 
 
für Recht erkannt: 
 
 

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des 
Sächsischen Oberverwaltungsgerichts vom 11. Mai 2017 
wird zurückgewiesen.  
 
Der Beklagte trägt die Kosten des Revisionsverfahrens. 
Gerichtskosten werden nicht erhoben. 

 
 
 

G r ü n d e : 

 

I 

 

Die Beteiligten streiten darüber, ob der Kläger für das von ihm nach dem Ab-

schluss seines Bachelorstudiums im Fach Architektur an einer anderen Hoch-

schule im achten Semester aufgenommene Diplomstudium der Architektur 

Ausbildungsförderung beanspruchen kann.  

 

Der Kläger schloss im September 2012 an der Technischen Universität Berlin 

den auf sechs Semester angelegten Bachelorstudiengang der Architektur mit 

dem Grad Bachelor of Science ab. Anschließend arbeitete er bis Januar 2014 in 

einem Architekturbüro. Im Sommersemester 2014 nahm er an der Technischen 

Universität Dresden den grundständigen Diplomstudiengang Architektur im 

achten Fachsemester auf. Zuvor hatte ihm die Fakultät Architektur insoweit ei-

ne Anerkennungsbescheinigung über sieben ohne Gleichwertigkeitsprüfung an-

gerechnete Fachsemester, inklusive Praktikumssemester erteilt.  
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Die für die Zeiträume April 2014 bis März 2015 und April 2015 bis März 2016 

gestellten Anträge des Klägers auf Bewilligung von Ausbildungsförderung lehnte 

der Beklagte mit der Begründung ab, der Kläger habe seinen Anspruch auf För-

derung einer ersten beruflichen Ausbildung nach § 7 Abs. 1 BAföG mit dem Er-

werb des berufsqualifizierenden Bachelorgrades ausgeschöpft. Die gesetzlichen 

Voraussetzungen für die Förderung einer weiteren Ausbildung nach § 7 Abs. 2 

BAföG lägen nicht vor. Die jeweiligen Widersprüche des Klägers wies die Lan-

desdirektion Sachsen als unbegründet zurück.  

 

Auf die hiergegen gerichteten und zur gemeinsamen Entscheidung verbundenen 

Klagen des Klägers hat das Verwaltungsgericht den Beklagten antragsgemäß 

unter Aufhebung der entgegenstehenden Bescheide verpflichtet, dem Kläger für 

die geltend gemachten Zeiträume Ausbildungsförderung in gesetzlicher Höhe zu 

bewilligen. Dem Kläger stehe ein Anspruch auf Ausbildungsförderung im Dip-

lomstudiengang Architektur aus § 7 Abs. 1a Satz 1 BAföG analog zu. Das Ober-

verwaltungsgericht hat sich dieser Auffassung angeschlossen und die Berufung 

des Beklagten zurückgewiesen. Die analoge Anwendung des § 7 Abs. 1a BAföG 

sei aus Gründen der Gleichbehandlung geboten. Der Diplomstudiengang Archi-

tektur an der Technischen Universität Dresden unterscheide sich nicht wesent-

lich von den von § 7 Abs. 1a BAföG erfassten "neu" geschaffenen konsekutiven 

Masterstudiengängen. Übereinstimmungen ergäben sich wegen seines modula-

ren, dem sogenannten Bologna-Prozess angepassten Aufbaus, der vollständigen 

Anrechnung der Fachsemester des Bachelorstudiengangs des Klägers (ein-

schließlich eines Praxissemesters) sowie der Möglichkeit, nach bestandener 

Diplomprüfung ein "Gleichwertigkeitszertifikat" zum Master of Science zu er-

langen. 

 

Mit seiner Revision verfolgt der Beklagte sein Klageabweisungsbegehren weiter. 

Er rügt eine Verletzung des § 7 Abs. 1a BAföG.  

 

Der Kläger verteidigt das angefochtene Urteil. 
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II 

 

Die Revision des Beklagten ist unbegründet. Die entscheidungstragende An-

nahme des Oberverwaltungsgerichts, der Kläger habe in analoger Anwendung 

des § 7 Abs. 1a Satz 1 des Bundesgesetzes über individuelle Förderung der Aus-

bildung (Bundesausbildungsförderungsgesetz - BAföG) in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 7. Dezember 2010 (BGBl. I S. 1952), für den hier maßgebli-

chen Zeitraum zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 23. Dezember 

2014 (BGBl. I S. 2475), einen Anspruch auf Bewilligung von Ausbildungsförde-

rung für die von April 2014 bis März 2016 absolvierten Fachsemester im Dip-

lomstudiengang Architektur, steht zwar nicht im Einklang mit Bundesrecht 

(§ 137 Abs. 1 Nr. 1 VwGO) (1.). Die Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts 

stellt sich aber aus anderen Gründen als richtig dar (§ 144 Abs. 4 VwGO). Dem 

Kläger steht der geltend gemachte Anspruch nach § 7 Abs. 2 Satz 2 BAföG zu 

(2.). 

 

1. Das Oberverwaltungsgericht hat den Anspruch des Klägers auf Ausbildungs-

förderung für den von ihm ab dem achten Fachsemester aufgenommenen Dip-

lomstudiengang Architektur zu Unrecht auf § 7 Abs. 1a Satz 1 BAföG gestützt.   

 

Nach dieser Vorschrift wird für einen Master- oder Magisterstudiengang im 

Sinne des § 19 des Hochschulrahmengesetzes (HRG) oder für einen postgradua-

len Diplomstudiengang im Sinne des § 18 Abs. 1 Satz 1 bis 3 HRG sowie für ver-

gleichbare Studiengänge in Mitgliedstaaten der Europäischen Union und der 

Schweiz unter anderem Ausbildungsförderung geleistet, wenn er auf einem Ba-

chelorstudiengang aufbaut und der Auszubildende bislang ausschließlich einen 

Bachelorstudiengang abgeschlossen hat. Das Oberverwaltungsgericht hat zwar 

 - worüber auch zwischen den Beteiligten Einigkeit besteht - zutreffend ent-

schieden, dass eine unmittelbare Anwendung der Bestimmung ausscheidet, weil 

es sich bei dem vom Kläger belegten Diplomstudiengang nicht um einen der 

vorgenannten konsekutiven Studiengänge handelt. Es ist allerdings zu Unrecht 

davon ausgegangen, dass insoweit die Voraussetzungen für eine entsprechende 

Anwendung des § 7 Abs. 1a BAföG erfüllt sind. Die Vorschrift weist zwar - was 

von den Beteiligten zu Recht nicht in Abrede gestellt wird - eine Regelungslücke 

auf, soweit sie keine Auszubildenden erfasst, die - wie der Kläger - nach dem 
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Erwerb eines Bachelorgrades infolge der vollständigen Anrechnung ihrer in dem 

Bachelorstudiengang erbrachten Leistungen von einer Hochschule zu einem 

höheren Fachsemester eines Diplomstudiengangs in derselben Fachrichtung 

zugelassen werden. Diese Lücke ist aber nicht planwidrig (a). Aus dem allge-

meinen Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG ergibt sich in diesem Kontext keine 

für den Kläger günstigere Beurteilung (b). 

 

a) Ein Förderungsanspruch des Klägers für die in Rede stehenden Zeiträume 

des Diplomstudiengangs Architektur als Erstausbildung kann nicht im Wege 

richterlicher Rechtsfortbildung des § 7 Abs. 1a Satz 1 BAföG begründet werden.  

 

Die Befugnis zur Korrektur des Wortlauts einer Vorschrift steht den Gerichten 

nur begrenzt zu (vgl. BVerwG, Urteil vom 16. Mai 2013 - 5 C 28.12 - Buchholz 

436.45 § 1 UVG Nr. 5 Rn. 9). Jede Art der gesetzesimmanenten richterlichen 

Rechtsfortbildung setzt unabhängig von dem in Betracht kommenden methodi-

schen Mittel (hier die teleologische Extension oder Analogie) eine Gesetzeslücke 

im Sinne einer planwidrigen Unvollständigkeit des Gesetzes voraus (vgl. 

BVerwG, Urteile vom 2. April 2014 - 5 C 40.12 - Buchholz 270.1 § 25 BBhV Nr. 1 

Rn. 21 und vom 17. Juli 2014 - 5 C 20.13 - Buchholz 428.41 § 3 EntschG Nr. 13 

Rn. 16, jeweils m.w.N.). Hat der Gesetzgeber eine eindeutige Entscheidung ge-

troffen, dürfen die Gerichte diese nicht aufgrund eigener rechtspolitischer Vor-

stellungen verändern oder durch eine judikative Lösung ersetzen. Ob eine plan-

widrige Gesetzeslücke vorliegt, ist danach zu beurteilen, ob die vom Regelungs-

programm des Gesetzgebers erfassten Fälle in den gesetzlichen Vorschriften 

tatsächlich Berücksichtigung gefunden haben. Sie ist zu bejahen, wenn festzu-

stellen ist, dass der Wortlaut der Vorschrift nicht alle Fälle erfasst, die nach dem 

Sinn und Zweck der Regelung erfasst sein sollten (BVerwG, Urteile vom 

12. September 2013 - 5 C 35.12 - BVerwGE 148, 13 Rn. 27 und vom 17. Juli 2014 

- 5 C 20.13 - Buchholz 428.41 § 3 EntschG Nr. 13 Rn. 16, jeweils m.w.N.). In 

Anwendung dieser rechtlichen Vorgaben kann nicht mit der gebotenen Gewiss-

heit festgestellt werden, dass es dem mit § 7 Abs. 1a Satz 1 BAföG verfolgten Ge-

setzeszweck entspricht, den Grundanspruch auf Förderung einer beruflichen 

Erstausbildung auf den hier in Rede stehenden Fall des sogenannten Querein-

stiegs in ein Diplomstudium nach Erwerb eines Bachelorgrades zu erstrecken, 

obgleich der Wortlaut der Vorschrift dahinter zurückbleibt. 
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aa) Der Gesetzgeber hat die hier in Rede stehende Konstellation des Querein-

stiegs nicht planwidrig vom Wortlaut des § 7 Abs. 1a BAföG ausgenommen. Dies 

erschließt sich bereits aus der Gesetzgebungsgeschichte und der in den Geset-

zesmaterialien zum Ausdruck kommenden gesetzgeberischen Intention. Aus der 

amtlichen Begründung zu Art. 1 Nr. 2 des Entwurfs des Neunzehnten Gesetzes 

zur Änderung des Bundesausbildungsförderungsgesetzes, durch das mit Wir-

kung zum 30. Juni 1998 Abs. 1a in § 7 BAföG eingefügt worden ist (BGBl. I 

S. 1609), ergibt sich, dass der Gesetzgeber erklärtermaßen nur für die dort auf-

geführten, auf einem Bachelor- oder Bakkalaureusgrad aufbauenden Master- 

oder Magisterstudiengänge im Sinne des § 19 HRG oder postgradualen Diplom-

studiengänge im Sinne des § 18 HRG eine Regelung hat treffen wollen (vgl. 

BT-Drs. 13/10241 S. 8: "Der neue § 7 Abs. 1a BAföG gilt nur für die genannten 

Studiengangkombinationen."). Er hat damit dem Umstand Rechnung tragen 

wollen, dass Auszubildende nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz 

grundsätzlich nur Anspruch auf Vermittlung einer einzigen, nämlich der ersten 

Ausbildung im Sinne des § 7 Abs. 1 BAföG haben (vgl. BVerwG, Urteil vom 

4. Juni 1981 - 5 C 41.79 - Buchholz 436.36 § 7 BAföG Nr. 23 S. 18). Dieser An-

spruch ist bei den im Rahmen des Bologna-Prozesses geschaffenen Bachelor- 

oder Bakkalaureus- und darauf aufbauenden Master-, Magister- oder post-

gradualen Diplomstudiengängen in der Regel bereits mit dem Erwerb des be-

rufsqualifizierenden Bachelor- oder Bakkalaureusabschlusses erschöpft, obwohl 

nach der typisierenden Annahme des Gesetzgebers erst die "neuen" Stu-

diengangkombinationen in ihrer Gesamtheit jeweils zu einer einem herkömmli-

chen grundständigen Diplomstudiengang vergleichbaren beruflichen Qualifika-

tion führen. Daher hat es der Gesetzgeber für notwendig erachtet, für die "neu-

en" Studiengänge nach dem Bologna-Modell eine "Sonderregelung" zu schaffen 

und sicherzustellen, dass die Förderung eines Master-, Magister- oder post-

gradualen Diplomstudiums nicht schon daran scheitert, dass ein Auszubilden-

der bereits einen berufsqualifizierenden Abschluss in Gestalt des Bachelor- oder 

Bakkalaureusgrades hat (vgl. BT-Drs. 13/10241 S. 8; vgl. auch BSG, Urteil vom 

27. September 2011 - B 4 AS 145/10 R - NVwZ-RR 2012, 278 Rn. 19; Steinweg, 

in: Ramsauer/Stallbaum, BAföG, 6. Aufl. 2016, § 7 Rn. 42 ff.; Buter, in: Rothe/ 

            Blanke, BAföG, 5. Aufl., Stand August 2017, § 7 Rn. 16.1).  
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An diesem im Wortlaut des § 7 Abs. 1a Satz 1 BAföG "eins zu eins" umgesetzten 

gesetzgeberischen Willen hat sich auch nichts geändert, soweit mit dem Gesetz 

zur Reform und Verbesserung der Ausbildungsförderung vom 19. März 2001 

(BGBl. I S. 390) die Masterstudiengänge in Mitgliedstaaten der Europäischen 

Union und mit dem Zweiundzwanzigsten Gesetz zur Änderung des Bundesaus-

bildungsförderungsgesetzes vom 23. Dezember 2007 (BGBl. I S. 3254) die Mas-

terstudiengänge in der Schweiz in den Gesetzeswortlaut aufgenommen worden 

sind. Auch bei diesen Masterstudiengängen handelt es sich um konsekutive 

Studiengänge, deren Förderung im Rahmen des Grundanspruchs auf Förderung 

einer Berufsausbildung Ziel des Gesetzgebers ist. Das kommt insbesondere in 

der Begründung zu Art. 1 Nr. 2a des Entwurfs eines Gesetzes zur Reform und 

Verbesserung der Ausbildungsförderung zum Ausdruck (vgl. BT-Drs. 14/4731 

S. 31: "[...] § 7 Abs. 1a BAföG will dem Auszubildenden nur eine einzige 

Bachelor-/Master- oder vergleichbare Studiengangkombination als Alternative 

zu einem herkömmlichen grundständigen Studiengang ermöglichen."). 

 

bb) Der sich aus den Gesetzesmaterialien ergebende Zweck des § 7 Abs. 1a Satz 1 

BAföG bestätigt diesen Befund. Die Vorschrift soll die durch den sogenannten 

Bologna-Prozess angestoßene Restrukturierung der Hochschulabschlüsse durch 

Ausdifferenzierung von (grundständigen) Bachelor- oder Bakkalaureusstudien-

gängen und darauf aufbauenden Master-, Magister- oder postgradualen Dip-

lom studiengängen durch eine Erweiterung des Grundanspruchs auf Ausbil-

dungsförderung ausbildungsförderungsrechtlich unterstützen (vgl. BT-Drs. 

13/10241 S. 1 und 8 sowie BVerwG, Beschluss vom 17. Oktober 2006 - 5 B 

78.06 - juris Rn. 5). Sie stellt klar, dass Bachelor- oder Bakkalaureus- und ein 

hierauf aufbauender Master-, Magister- oder postgradualer Diplomstudiengang 

förderungsrechtlich eine einheitliche Ausbildung im Sinne des § 7 Abs. 1 BAföG 

darstellen und gemeinsam den darin formulierten Grundanspruch auf Förde-

rung nur einer (beruflichen) Ausbildung ausschöpfen (vgl. BVerwG, Beschluss 

vom 11. April 2018 - 5 B 5.18, 5 PKH 1.18 - juris Rn. 11 unter Bezugnahme auf 

BSG, Urteil vom 27. September 2011 - B 4 AS 145/10 R - NVwZ-RR 2012, 278 

Rn. 19). Durch eine Ausdehnung des Anwendungsbereiches des § 7 Abs. 1a 

Satz 1 BAföG auf nach einem erfolgreich abgeschlossenen Bachelorstudium auf-

genommene grundständige Diplomstudiengänge würde dieser Zweckbestim-

mung nicht Rechnung getragen werden.   
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cc) Die hier vertretene Auffassung steht - entgegen der Auffassung des Klägers - 

nicht in Widerspruch zu den Ausführungen des Senats in seinem Beschluss vom 

17. Oktober 2006 - 5 B 78.06 - (juris). Diese Entscheidung verhält sich aus-

schließlich zu der ihr zugrunde liegenden Fallkonstellation eines vollständig in 

den Staatsexamensstudiengang integrierten Bachelorstudiengangs. Ihr kann 

daher kein Präjudiz in Bezug auf die Planwidrigkeit für andere Fallkonstellatio-

nen und so auch für den hier streitgegenständlichen Quereinstieg in ein grund-

ständiges Diplomstudium nach Erwerb eines Bachelorgrades entnommen wer-

den.  

 

b) Die gesetzgeberische Entscheidung, den Quereinstieg in einen Diplomstudi-

engang nach Abschluss eines Bachelorstudiengangs nicht als Erstausbildung 

nach § 7 Abs. 1a BAföG zu fördern, verstößt auch nicht gegen den allgemeinen 

Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG.  

 

Dieser gebietet, wesentlich Gleiches gleich und wesentlich Ungleiches ungleich 

zu behandeln. Er gilt sowohl für ungleiche Belastungen als auch für ungleiche 

Begünstigungen. Verboten ist auch ein gleichheitswidriger Ausschluss, bei dem 

eine Begünstigung dem einen Personenkreis gewährt, dem anderen Personen-

kreis aber vorenthalten wird. Im Bereich der gewährenden Staatstätigkeit ist 

zudem zu berücksichtigen, dass dem Gesetzgeber für die Abgrenzung der be-

günstigten Personenkreise grundsätzlich ein weiter Gestaltungsspielraum zu-

kommt und größte Zurückhaltung geboten ist, dem Gesetzgeber über den 

Gleichheitssatz zusätzliche Leistungsverpflichtungen aufzuerlegen (vgl. 

BVerwG, Urteil vom 29. März 2018 - 5 C 14.16 - juris Rn. 35; BVerfG, Beschlüsse 

vom 26. April 1988 - 1 BvL 84/86 - BVerfGE 78, 104 <121> und vom 7. Februar 

2012 - 1 BvL 14/07 - BVerfGE 130, 240 <254>, jeweils m.w.N.). Je nach Rege-

lungsgegenstand und Differenzierungsmerkmalen ergeben sich aus dem allge-

meinen Gleichheitssatz unterschiedliche Grenzen für den Normgeber, die vom 

bloßen Willkürverbot bis zu einer strengen Bindung an Verhältnismäßigkeitser-

fordernisse reichen können. Bei der Ungleichbehandlung von Personengruppen 

unterliegt der Normgeber regelmäßig engen rechtlichen Bindungen. Dies gilt 

auch, wenn eine Ungleichbehandlung von Sachverhalten mittelbar eine Un-

gleichbehandlung von Personengruppen bewirkt. In diesen Fällen liegt ein Ver-
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stoß gegen den Gleichheitssatz schon dann vor, wenn für die Differenzierung 

keine Gründe von solcher Art und solchem Gewicht bestehen, dass sie die un-

gleichen Rechtsfolgen rechtfertigen können (vgl. zu Vorstehendem insgesamt 

etwa BVerfG, Beschluss vom 21. Juni 2011 - 1 BvR 2035/07 - BVerfGE 129, 49 

<68 f.> und BVerwG, Urteile vom 24. November 2016 - 5 C 57.15 - Buchholz 

454.710 § 5 WoGG n.F. Nr. 1 Rn. 33 und 36 und vom 29. März 2018 - 5 C 14.16 - 

juris Rn. 33, jeweils m.w.N.). Im Übrigen ist bei einer an Sachverhalten orien-

tierten Ungleichbehandlung entscheidend, inwieweit die Betroffenen in der La-

ge sind, durch ihr Verhalten die Verwirklichung des Differenzierungsmerkmals 

zu beeinflussen (vgl. BVerfG, Beschluss vom 27. Januar 1998 - 1 BvL 15/87 - 

BVerfGE 97, 169 <181> m.w.N.). Gemessen an diesen rechtlichen Vorgaben ist 

die Ungleichbehandlung der Gruppe der Auszubildenden, die nach dem Erwerb 

eines Bachelorgrades in der hier in Rede stehenden Weise in ein grundständiges 

Diplomstudium quereinsteigen, in einer dem Verhältnismäßigkeitsmaßstab ge-

nügenden Weise gerechtfertigt.  

 

aa) Eine Bindung an die Verhältnismäßigkeitserfordernisse besteht, weil die  

Nichtanwendung des § 7 Abs. 1a Satz 1 BAföG zu einer Ungleichbehandlung von 

Personengruppen führt. Auszubildende, die nach dem Erwerb eines Bachelor-

grades als sogenannte Quereinsteiger zu einem höheren Fachsemester eines 

grundständigen Diplomstudiengangs in derselben Fachrichtung zugelassen 

werden, sind von einer Förderung im Rahmen des Grundanspruchs auf 

Erstausbildung ausgeschlossen. Im Gegensatz dazu ist die Ausbildung von Aus-

zubildenden, die entweder an den Erwerb des Bachelorgrades ein Masterstudi-

um anschließen oder von Anfang an einen grundständigen Diplomstudiengang 

aufnehmen und ihn bis zum berufsqualifizierenden Diplomgrad fortführen, als 

(berufliche) Erstausbildung entweder nach § 7 Abs. 1a Satz 1 BAföG oder nach 

§ 7 Abs. 1 BAföG förderungsfähig.  

 

bb) Der Förderungsausschluss findet gegenüber Auszubildenden, die an den 

Erwerb des Bachelorgrades ein Masterstudium anschließen, seinen rechtferti-

genden Grund in dem oben dargelegten Absicherungszweck des § 7 Abs. 1a 

Satz 1 BAföG. Kennzeichnend für diese Auszubildenden ist, dass sie den mit 

dem Bachelorstudium eingeschlagenen Studienweg nach dem Bologna-Modell 

fortsetzen, der nach dem Plan des Gesetzgebers förderungsrechtlich abgesichert 
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werden soll. Bei Auszubildenden, die nach dem Erwerb des Bachelorgrades Ab-

stand von ihrer ursprünglichen Entscheidung für eine Studiengangfolge nach 

dem Bologna-Modell nehmen, verwirklicht sich dieser Absicherungszweck 

nicht. Daneben ist für die Verhältnismäßigkeit der Ungleichbehandlung der 

Umstand von Bedeutung, dass die betroffenen Auszubildenden Einfluss auf das 

Unterscheidungskriterium nehmen können. Denn sie können im Regelfall 

 - und so auch hier - eigenständig und frei darüber entscheiden, ob sie an den 

Bachelorabschluss ein Masterstudium in derselben Fachrichtung anschließen 

und sich damit die Möglichkeit offenhalten, auch dieses Studium als Erstausbil-

dung gefördert zu bekommen.  

 

cc) Für die förderungsrechtliche Schlechterstellung gegenüber Auszubildenden, 

die von Anfang an einen grundständigen Diplomstudiengang aufnehmen und 

ihn bis zum berufsqualifizierenden Diplomgrad fortsetzen, stellt der Förde-

rungszweck des § 7 Abs. 1 Satz 1 BAföG ein hinreichendes Unterscheidungskri-

terium dar. Der Gesetzgeber wollte - wie insbesondere auch der Regelung des 

§ 7 Abs. 3 BAföG zu entnehmen ist - grundsätzlich nur denjenigen ein grund-

ständiges Diplomstudium als Erstausbildung durch einen hälftigen Zuschuss 

und im Übrigen durch ein zinsfreies Staatsdarlehen (§ 17 Abs. 1 und 2 BAföG) 

fördern, die ein solches Studium mit Beginn des ersten Fachsemesters aufneh-

men und es bis zum Diplom weiterführen. Diese Zielsetzung wird bei Auszubil-

denden, die nach dem Erwerb des Bachelorgrades in der hier in Rede stehenden 

Weise quer in einen grundständigen Diplomstudiengang einsteigen, verfehlt. 

Auch im Kontext des § 7 Abs. 1 Satz 1 BAföG ist die Entscheidungsfreiheit der 

Auszubildenden, aufgrund derer sie von Anfang an als Ausbildungsweg ein 

grundständiges Diplomstudium hätten wählen können, maßgeblicher Rechtfer-

tigungsgrund dafür, sie an ihrer einmal getroffenen Entscheidung für den Stu-

dienweg nach dem Bologna-Modell festzuhalten.  

 

Für die Verhältnismäßigkeit in beiden Fallgruppen streitet dabei auch, dass den 

betroffenen Auszubildenden - wie nachfolgend unter Ziffer 2. dargelegt wird - 

im Ergebnis nicht jedwede staatliche Unterstützung vorenthalten wird. 

 

2. Dem Kläger steht für den hier streitigen Zeitraum von April 2014 bis März 

2016 ein Anspruch auf Förderung einer weiteren Ausbildung im Sinne von § 7 
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Abs. 2 BAföG zu. Dieser Anspruch ist, obgleich er sich in der Förderungsart 

(nur) auf ein Volldarlehen nach § 17 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 i.V.m. § 18c BAföG er-

streckt, vom Klagebegehren umfasst (a). Das Diplomstudium erfüllt zwar nicht 

die Voraussetzungen der Förderungstatbestände des § 7 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 (b) 

und 3 BAföG (c). Für dieses Studium ist aber für die Dauer der Regelstudienzeit 

des Diplomstudiengangs Ausbildungsförderung nach § 7 Abs. 2 Satz  2 BAföG zu 

leisten (d). 

 

a) Der Anspruch auf Bewilligung von Ausbildungsförderung für eine einzige 

weitere Ausbildung nach § 7 Abs. 2 BAföG ist Gegenstand des Verfahrens.  

 

Ein Anspruch auf Bewilligung von Ausbildungsförderung ist grundsätzlich hin-

sichtlich aller in Betracht kommender Förderungstatbestände und damit auch 

im Hinblick auf eine Förderung als sogenannte Zweitausbildung in Form eines 

verzinslichen Bankdarlehens (§ 18c Abs. 1 i.V.m. § 17 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 BAföG) 

zu prüfen. Etwas anderes kann zwar ausnahmsweise gelten, wenn der Auszubil-

dende seinen Antrag ausdrücklich oder konkludent auf die Prüfung der An-

spruchsnormen des Grundanspruchs auf Förderung einer berufsbildenden 

Erstausbildung begrenzt, nach denen Ausbildungsförderung zur Hälfte als Zu-

schuss und zur Hälfte als unverzinsliches Darlehen zu gewähren ist. Für eine 

solche Begrenzung des Begehrens, die eine Prüfung nach § 7 Abs. 2 und 3 BAföG 

ausnimmt, bedürfte es jedoch eindeutiger Hinweise (vgl. zu einer ähnlichen 

Konstellation BVerwG, Urteil vom 20. März 2012 - 5 C 5.11 - BVerwGE 142, 145 

Rn. 35). Solche Hinweise sind hier nicht gegeben. Der Kläger hat seinen Antrag 

weder im behördlichen noch im gerichtlichen Verfahren in dieser Weise be-

schränkt. 

 

b) Das Diplomstudium des Klägers ist nicht nach § 7 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 BAföG 

zu fördern.  

 

Nach dieser Vorschrift wird für eine einzige weitere Ausbildung Ausbildungs-

förderung längstens bis zu einem berufsqualifizierenden Abschluss geleistet, 

wenn sie eine Hochschulausbildung oder eine dieser nach Landesrecht gleichge-

stellte Ausbildung insoweit ergänzt, als dies für die Aufnahme des angestrebten 

Berufs rechtlich erforderlich ist. Nach der Rechtsprechung des Bundesverwal-
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tungsgerichts, von der abzuweichen der Senat keine Veranlassung sieht, können 

danach lediglich ergänzende, also insbesondere Aufbau-, Vertiefungs- oder Zu-

satzstudiengänge, nicht aber in sich selbstständige Ausbildungen gefördert wer-

den (vgl. BVerwG, Urteil vom 15. Mai 2008 - 5 C 18.07 - Buchholz 436.36 § 7 

BAföG Nr. 124 Rn. 20 m.w.N.).  

 

Bei dem Diplomstudium des Klägers handelt es sich nicht um einen ergänzen-

den Studiengang. Nach den gemäß § 137 Abs. 2 VwGO bindenden Feststellun-

gen des Oberverwaltungsgerichts hat der Kläger den grundständigen Diplom-

studiengang Architektur aufgenommen. Ein grundständiger Diplomstudiengang 

vermittelt der Art nach selbst alle Kenntnisse und Fertigkeiten, die zur Erlan-

gung eines ersten berufsqualifizierenden Hochschulabschlusses - hier den des 

Diplomarchitekten - erforderlich sind. Er stellt mithin eine selbstständige Aus-

bildung dar.  

 

c) Ein Anspruch auf Förderung einer weiteren Ausbildung ergibt sich auch nicht 

aus § 7 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 BAföG. 

 

Danach wird für eine einzige weitere Ausbildung Ausbildungsförderung längs-

tens bis zu einem berufsqualifizierenden Abschluss geleistet, wenn im Zusam-

menhang mit der vorhergehenden Ausbildung der Zugang zu ihr eröffnet wor-

den ist, sie in sich selbstständig ist und in derselben Richtung fachlich weiter-

führt. Hier fehlt es jedenfalls an der geforderten Zugangseröffnung.  

 

Der Bachelorabschluss des Klägers hat ihm nicht den (erstmaligen) Zugang zu 

dem Diplomstudiengang der Architektur eröffnet. Der Kläger hat die Berechti-

gung zum Studium in dem grundständigen Diplomstudiengang vielmehr bereits 

mit dem Zeugnis der allgemeinen Hochschulreife erworben.  

 

d) Das Diplomstudium des Klägers ist aber nach § 7 Abs. 2 Satz 2 BAföG förde-

rungsfähig.  

 

Nach dieser Bestimmung wird im Übrigen Ausbildungsförderung für eine einzi-

ge weitere Ausbildung nur geleistet, wenn die besonderen Umstände des Einzel-

falles, insbesondere das angestrebte Ausbildungsziel, dies erfordern. Bei der 
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gebotenen verfassungskonformen Auslegung ist die Tatbestandsvoraussetzung 

der besonderen Umstände des Einzelfalles auch in Fällen der hier in Rede ste-

henden Art als erfüllt anzusehen.   

 

aa) Das Diplomstudium des Klägers wäre bei strikter Zugrundelegung der bis-

herigen Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts zu den von § 7 Abs. 2 

Satz 2 BAföG erfassten Fallgruppen nicht förderungsrechtlich als weitere Aus-

bildung im Sinne dieser Vorschrift zu bewerten.  

 

§ 7 Abs. 2 Satz 2 BAföG ist danach eine Härtefallregelung. Sie hat mithin nicht 

die Funktion eines Auffangtatbestandes, der die in § 7 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 bis 5 

BAföG bestimmten Tatbestände aus Gründen der Billigkeit ergänzt oder erwei-

tert. Bei der Entscheidung, ob ein Härtefall vorliegt, ist ein strenger Ausle-

gungsmaßstab anzulegen. Als besondere Umstände des Einzelfalles sind nur 

solche Umstände anzusehen, die nur den betreffenden Auszubildenden und 

nicht gleichzeitig eine Vielzahl von Auszubildenden in gleicher Weise betreffen 

(vgl. etwa BVerwG, Urteile vom 3. Juni 1988 - 5 C 49.84 - Buchholz 436.36 § 7 

BAföG Nr. 77 S. 51 und vom 15. Mai 2008 - 5 C 18.07 - Buchholz 436.36 § 7 

BAföG Nr. 124 Rn. 22). Die Vorschrift ist nach der bisherigen Rechtsprechung 

des Bundesverwaltungsgerichts neben den empirischen ("klassischen") Einzel-

fällen vor allem zwei Fallgruppen vorbehalten. Sie erfasst zum einen die Fälle, in 

denen für das angestrebte Ausbildungsziel eine einzige berufsqualifizierend ab-

geschlossene Ausbildung nicht ausreicht. Zum anderen ist sie in den Fällen an-

wendbar, in denen sich der Auszubildende die bereits erworbene Berufsausbil-

dung (oder erworbenen Berufsausbildungen) nicht mehr zunutze machen kann 

(vgl. etwa BVerwG, Urteile vom 13. April 1978 - 5 C 54.76 - BVerwGE 55, 325 

<336>, vom 12. Februar 1981 - 5 C 57.79 - BVerwGE 61, 342 <350> und vom 

3. Juni 1988 - 5 C 49.84 - Buchholz 436.36 § 7 BAföG Nr. 77 S. 51). Allein daran 

gemessen, lägen keine besonderen Umstände des Einzelfalles vor, weil die 

Voraussetzungen der hier nur in Betracht kommenden ersten Fallgruppe nicht 

gegeben sind.  

 

Der Zugang zu dem vom Kläger angestrebten Beruf eines in die Architektenliste 

eingetragenen und damit vorlageberechtigten Architekten hängt nicht von der 

erfolgreichen Absolvierung des grundständigen Diplomstudiums ab. Ob eine 
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weitere Ausbildung für die Erreichung eines bestimmten Berufsziels notwendig 

ist, beurteilt sich allein nach den objektiven Zugangsvoraussetzungen, die für 

den entsprechenden Beruf gelten (vgl. BVerwG, Urteile vom 13. Januar 1983 

 - 5 C 97.80 - Buchholz 436.36 § 7 BAföG Nr. 32 S. 56 und vom 17. März 1983 

- 5 C 27.81 - juris Rn. 12). Die Notwendigkeit ist nur dann zu bejahen, wenn 

nach den objektiven Zugangsvoraussetzungen die weitere Ausbildung zusam-

men mit der vorhergehenden Ausbildung die Ausübung eines Berufs erst er-

möglicht. Die spätere Aufnahme des Berufs muss davon abhängig sein, dass der 

Auszubildende mehr als eine förderungsfähige Ausbildung berufsqualifizierend 

abgeschlossen hat. Es genügt nicht, wenn schon der Abschluss irgendeiner 

Erstausbildung geeignet ist, die Zulassungsvoraussetzungen für die weitere 

Ausbildung zu erfüllen. So liegt es aber hier. Für den Zugang zum Beruf des vor-

lageberechtigten Architekten ist allgemein eine Erstausbildung in Gestalt eines 

Hochschulabschlusses erforderlich, aber auch ausreichend. Es genügt der er-

folgreiche Abschluss eines Diplom-, Bachelor- oder Masterstudiums mit einer 

Regelstudienzeit von vier Jahren (vgl. Anlage 1 Buchst. A Ziffer I zu § 5 Abs. 2 

Satz 1 Nr. 2 des Sächsischen Architektengesetzes in der Fassung der Bekannt-

machung vom 7. März 2017 <SächsGVBl. S. 102, 237>; § 2 Abs. 1 Satz 1 des 

Berliner Architekten- und Baukammergesetzes in der Fassung vom 6. Juli 2006 

<GVBl. S. 720>). Dass der Kläger mit seinem sechssemestrigen Bachelorstudi-

um die Voraussetzungen nicht erfüllt, ist hier irrelevant.  

 

bb) Der Begünstigungsausschluss für die hier in Rede stehende Fallgruppe 

stünde jedoch mit Art. 3 Abs. 1 GG nicht in Einklang, wenn die Regelung des § 7 

Abs. 2 Satz 2 BAföG weiterhin dahin verstanden würde, dass ihr Regelungsge-

halt durch ihren von der Rechtsprechung abgesteckten Anwendungsbereich er-

schöpfend erfasst wird.  Denn der dadurch bewirkte Förderungsausschluss hiel-

te der hier im Rahmen des allgemeinen Gleichheitssatzes gebotenen Verhält-

nismäßigkeitsprüfung nicht stand. 

 

Rechtfertigungsbedürftig ist auch im vorliegenden Kontext eine Ungleichbe-

handlung von Personengruppen. Der Personenkreis der Auszubildenden, die 

nach dem Erwerb eines Bachelorgrades als sogenannte Quereinsteiger zu einem 

höheren Fachsemester eines grundständigen Diplomstudiengangs in derselben 

Fachrichtung zugelassen werden, wird insbesondere im Verhältnis zu dem von 
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§ 7 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 BAföG erfassten - vorstehend skizzierten - Personenkreis 

der Auszubildenden ungleich behandelt, die nach einem berufsqualifizierenden 

Abschluss eine in sich selbstständige Ausbildung beginnen, welche vertiefte und 

damit zusätzliche Kenntnisse und/oder Fertigkeiten auf dem der ersten Ausbil-

dung zugrunde liegenden Wissenssachgebiet vermittelt (vgl. hierzu BVerwG, 

Urteil vom 26. Januar 1978 - 5 C 39.77 - BVerwGE 55, 205 <208>). Während 

Letztere ihre Ausbildung nach dieser Bestimmung als eine weitere Ausbildung 

gefördert bekommen können, besteht diese Möglichkeit für Auszubildende der 

hier in Rede stehenden Fallgruppe von vornherein nicht. Hierfür gibt es keinen 

nach Art und Gewicht hinreichenden Rechtfertigungsgrund.  

 

Qualitativ unterscheidet sich die von § 7 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 BAföG erfasste wei-

tere Ausbildung von dem grundständigen Diplomstudiengang nach einem er-

folgreich abgeschlossenen Bachelorstudium in derselben Fachrichtung zwar 

dadurch, dass der Zugang zu der zu fördernden weiteren Ausbildung erst durch 

die vorhergehende Ausbildung eröffnet wird. Das ist - wie dargelegt - bei der 

hier in Rede stehenden Studienkombination nicht der Fall. Dieser formelle Un-

terschied ist aber bei materieller Betrachtung nicht derart gewichtig, dass er den 

Begünstigungsausschluss rechtfertigt. Materiell betrachtet weist nämlich das 

grundständige Diplomstudium in vergleichbarer Weise wie die von § 7 Abs. 2 

Satz 1 Nr. 3 BAföG erfasste weitere Ausbildung einen engen inhaltlichen Bezug 

zu einer vorab in derselben Fachrichtung absolvierten Bachelorausbildung auf. 

Diese stellt sich wegen der vollständigen Anrechnung der im Bachelorstudien-

gang erbrachten Leistungen in der Sache als Teil des grundständigen Diplom-

studiengangs dar, um das angestrebte Ausbildungsziel (hier eines zur Ausübung 

des Berufs des vorlageberechtigten Architekten qualifizierenden Abschlusses) zu 

erreichen. Des Weiteren ist insbesondere zu berücksichtigen, dass die soge-

nannten Quereinsteiger nach § 7 Abs. 2 Satz 2 BAföG nicht länger zu fördern 

wären, als wenn sie sofort den grundständigen Diplomstudiengang belegt hät-

ten.  

 

Diese materiellen Aspekte werden nicht dadurch entkräftet, dass sich die be-

troffenen Auszubildenden ursprünglich für eine Studiengangfolge nach dem 

Bologna-Modell entschieden haben. Die Entscheidungssituation der Auszubil-

denden ist nach Abschluss der berufsqualifizierenden Bachelorausbildung eine 
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andere als vor der Aufnahme einer solchen Ausbildung. Daher ist es im Rahmen 

des § 7 Abs. 2 Satz 2 BAföG - anders als im Rahmen des § 7 Abs. 1a BAföG - 

nicht angemessen, Auszubildende an ihrem einmal eingeschlagenen Studienweg 

festzuhalten. Dies würde im Gegenteil die Grenzen der individuellen Zumutbar-

keit überschreiten (vgl. Steinweg, in: Ramsauer/Stallbaum, BAföG, 6. Aufl. 

2016, § 7 Rn. 97). Denn die Betroffenen der benachteiligten Personengruppe 

sind nach dem Abschluss des Bachelorstudiums nicht mehr in der Lage, durch 

ihr Verhalten die Verwirklichung der Kriterien zu beeinflussen, nach denen un-

terschieden wird. Mit dem Vollzug der Entscheidung für ein Bachelorstudium 

haben sie förderungsrechtliche Weichen gestellt, die bei der förderungsrechtli-

chen Bewertung ihrer nachfolgenden Ausbildungsentscheidungen nicht igno-

riert werden können. Sie können sich in dieser Phase ihrer Ausbildung nicht 

mehr ohne förderungsrechtliche Konsequenz für den Ausbildungsweg eines 

grundständigen Diplomstudiums entscheiden. Ihre förderungsrechtliche Ent-

scheidungsfreiheit ist vielmehr dahin eingeschränkt, dass sie gezwungen sind, 

ihre Ausbildung durch ein Masterstudium fortzusetzen, wenn sie staatliche För-

derung benötigen und in Anspruch nehmen wollen. Sie besitzen also mit Blick 

auf die Förderung nicht mehr die freie Entscheidungsmöglichkeit zwischen dem 

Studienweg nach dem Bologna-Modell und dem herkömmlichen Studienweg 

eines grundständigen Diplomstudiums.  

 

cc) Wäre somit ein Förderungsausschluss für diese Personengruppe nicht mehr 

mit Art. 3 Abs. 1 GG vereinbar, fragt sich, ob eine einfachgesetzliche Regelung 

über die Förderung einer weiteren Ausbildung der verfassungskonformen Aus-

legung zugänglich ist. Das ist zur Überzeugung des Senats im Hinblick auf § 7 

Abs. 2 Satz 2 BAföG der Fall.  

 

Aus der grundsätzlichen Vermutung der Verfassungsmäßigkeit eines Gesetzes 

ergibt sich das Gebot, ein Gesetz im Zweifel verfassungskonform auszulegen 

(vgl. BVerfG, Beschluss vom 7. Mai 1953 - 1 BvL 104/52 - BVerfGE 2, 266 

<282>). Ein Gesetz ist daher nur dann verfassungswidrig, wenn keine nach an-

erkannten Auslegungsgrundsätzen zulässige und mit der Verfassung zu verein-

barende Auslegung möglich ist. Lassen der Wortlaut, die Entstehungsgeschich-

te, der Gesamtzusammenhang der einschlägigen Regelungen und deren Sinn 

und Zweck mehrere Deutungen zu, von denen eine zu einem verfassungsmäßi-
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gen Ergebnis führt, so ist diese geboten. Die Möglichkeit einer verfassungskon-

formen Auslegung endet allerdings dort, wo sie mit dem Wortlaut und dem klar 

erkennbaren Willen des Gesetzgebers in Widerspruch träte. Anderenfalls könn-

ten die Gerichte der rechtspolitischen Entscheidung des demokratisch legiti-

mierten Gesetzgebers vorgreifen oder diese unterlaufen. Das Ergebnis einer ver-

fassungskonformen Auslegung muss demnach nicht nur vom Wortlaut des Ge-

setzes gedeckt sein, sondern auch die prinzipielle Zielsetzung des Gesetzgebers 

wahren (stRspr, vgl. z.B. BVerfG, Beschlüsse vom 11. Juli 2013 - 2 BvR 2302/11, 

2 BvR 1279/12 - BVerfGE 134, 33 Rn. 77 und vom 16. Dezember 2014 - 1 BvR 

2142/11 - BVerfGE 138, 64 Rn. 86, jeweils m.w.N.; BVerwG, Urteil vom 

6. November 2014 - 5 C 36.13 - Buchholz 271 LBeihilfeR Nr. 47 Rn. 16 und Be-

schluss vom 18. Juni 2015 - 2 C 49.13 - Buchholz 11 Art. 33 Abs. 5 GG Nr. 132 

Rn. 104 f.). 

 

Einer verfassungskonformen Auslegung dahin, dass der Anwendungsbereich 

des § 7 Abs. 2 Satz 2 BAföG für die Dauer der Regelstudienzeit des Diplomstudi-

engangs auf Auszubildende wie den Kläger erstreckt wird, steht der Wortlaut 

der Norm nicht entgegen. Der zusammengesetzte unbestimmte Rechtsbegriff 

der "besonderen Umstände des Einzelfalles", dessen Elemente auslegungsbe-

dürftig sind, ist - auch wenn der Wortlaut dies zunächst etwas näher legen mag - 

nicht zwingend und abschließend dahin auszulegen, dass der in die Förderung 

einzubeziehende Personenkreis empirisch gesehen zahlenmäßig gering sein 

muss, sodass eine Förderung als weitere Ausbildung zwangsläufig ausgeschlos-

sen ist, wenn die Umstände nicht nur wenige, sondern "gleichzeitig eine Vielzahl 

von Auszubildenden in gleicher Weise betreffen". Soweit sich dies aus der bishe-

rigen Senatsrechtsprechung, insbesondere dem Urteil vom 15. Mai 2008 - 5 C 

18.07 - (Buchholz 436.36 § 7 BAföG Nr. 124 Rn. 22), ergibt (vgl. hierzu etwa die 

Kritik bei Steinweg, in: Ramsauer/Stallbaum, BAföG, 6. Aufl. 2016, § 7 Rn. 97 

sowie Buter, in: Rothe/Blanke, BAföG, 5. Aufl., Stand August 2017, § 7 Rn. 32), 

hält der Senat daran nicht fest. Das Merkmal im "Einzelfall" ist im Sinne von 

"Sonderfall" bzw. "Ausnahme von der Regel" zu verstehen, das über die empiri-

schen ("klassischen") Einzelfälle hinaus auch abstrakt-generelle Fallgruppen 

unabhängig davon erfasst, in wie vielen Einzelfällen sich die entsprechende 

Fallkonstellation verwirklichen kann.   
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Dieses Begriffsverständnis steht im Einklang mit dem Willen des Gesetzgebers. 

Nach dessen Vorstellung, die aus der Gesetzesbegründung zu § 7 Abs. 2 BAföG 

(vgl. BT-Drs. 9/410 S. 12 f. und BT-Drs. 9/603 S. 19) deutlich hervorgeht, stellt 

insbesondere die Ausbildung zum Kieferchirurgen einen typischen Anwen-

dungsfall des § 7 Abs. 2 Satz 2 BAföG dar. Das war schon in der bisherigen 

Rechtsprechung des Senats anerkannt (vgl. BVerwG, Urteil vom 5. Dezember 

1991 - 5 C 58.88 - Buchholz 436.36 § 7 BAföG Nr. 100 S. 132). Die Bezugnahme 

auf ein bestimmtes Hochschulstudium bringt deutlich zum Ausdruck, dass der 

Gesetzgeber den Anwendungsbereich des § 7 Abs. 2 Satz 2 BAföG nicht auf indi-

viduelle Einzelfälle im Sinne einer empirischen Beschränkung begrenzen wollte. 

Denn mit der Bezugnahme werden alle Auszubildenden erfasst, die dieses Aus-

bildungsziel anstreben. Verstärkend tritt hinzu, dass der Förderungstatbestand 

der "besonderen Umstände des Einzelfalles" nach dem erklärten Willen des Ge-

setzgebers (vgl. BT-Drs. 9/410 S. 12 f.) die Förderung derjenigen Fälle sicher-

stellen soll, die mit der abstrakt-generellen Formulierung "ergänzende[...], nicht 

in sich selbstständige[...] sowie nicht fachlich in derselben Richtung weiterfüh-

rende[...] Ausbildungen" umschrieben werden. Für diese Fälle wird synonym 

der Begriff "Härtefall" ohne jedweden Hinweis darauf verwandt, dass diese als 

besondere Einzelfallumstände anerkannten Fälle nicht (mehr) förderungsfähig 

sein sollen, wenn sie empirisch betrachtet eine gewisse Größenordnung über-

schreiten (vgl. BT-Drs. 9/603 S. 19). 

 

Der verfassungskonformen Auslegung des § 7 Abs. 2 Satz 2 BAföG widerstreitet 

auch nicht die Zielsetzung des Gesetzgebers. Diese ist den in § 7 Abs. 2 Satz 1 

BAföG normierten Regelfällen einer förderungsfähigen weiteren ("zweiten") 

Ausbildung zu entnehmen. Dabei ist im Rahmen der systematischen Auslegung 

des § 7 Abs. 2 Satz 2 BAföG insbesondere auf die gesetzgeberische Wertung, die 

den Förderungstatbeständen des § 7 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und 3 BAföG zugrunde 

liegt, zurückzugreifen. Danach soll die Möglichkeit einer staatlichen Förderung 

für eine zweite Ausbildung allgemein betrachtet in den Fällen eröffnet bzw. of-

fengehalten werden, in denen Auszubildende ihre Ausbildung in der fachlichen 

Richtung weiter vertiefen wollen, die sie durch ihren ersten berufsqualifizieren-

den Abschluss determiniert haben (vgl. insoweit auch Rolfs, in: Hauck/Noftz, 

SGB I, Stand Juli 2017, § 18 Rn. 27). Gerade darum geht es auch in der hier in 

Rede stehenden Fallkonstellation.  
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Demzufolge ist § 7 Abs. 2 Satz 2 BAföG im Wege der verfassungskonformen 

Auslegung um eine Fallgruppe zu erweitern. Die besonderen Umstände des Ein-

zelfalles im Sinne dieser Vorschrift liegen für die Dauer der Regelstudienzeit des 

Diplomstudiengangs auch vor, wenn Auszubildende nach dem Erwerb eines 

berufsqualifizierenden Bachelorgrades ihre Hochschulausbildung infolge der 

vollständigen Anrechnung ihrer im Bachelorstudium erbrachten Leistungen 

mittels Quereinstiegs in ein höheres Fachsemester eines grundständigen Dip-

lomstudiums in derselben Fachrichtung fortsetzen.  

 

Die Fallgruppenerweiterung erweist sich in der Sache als Fortentwicklung der 

bisherigen Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts. Die bislang zu § 7 

Abs. 2 Satz 2 BAföG gebildeten, unabhängig von empirischen Werten konzipier-

ten und mit abstrakt-generellen Merkmalen umschriebenen zwei Fallgruppen 

wurden vom Senat nicht als abschließende Aufzählung verstanden (vgl. 

BVerwG, Urteil vom 15. Mai 2008 - 5 C 18.07 - Buchholz 436.36 § 7 BAföG 

Nr. 124 Rn. 22). 

 

dd) Bei Zugrundelegung der vorstehenden rechtlichen Vorgaben ist auf der 

Grundlage der bindenden Tatsachenfeststellungen des Oberverwaltungsgerichts 

dahin zu erkennen, dass dem Kläger ein Anspruch auf Bewilligung von Ausbil-

dungsförderung für die von April 2014 bis März 2016 absolvierten Fachsemes-

ter im Diplomstudiengang Architektur als dem Grunde nach zu fördernde wei-

tere Ausbildung nach § 7 Abs. 2 Satz 2 BAföG zusteht.  

 

3. Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 2 VwGO. Die Gerichtskosten-

freiheit ergibt sich aus § 188 Satz 2 Halbs. 1 VwGO. 

 

 

Vormeier    Stengelhofen-Weiß   Dr. Störmer 

 

  Dr. Harms         Holtbrügge 
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